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See the notice on TED website

86162-2024 - Wettbewerb
Deutschland – Dienstleistungen von Architektur-, Konstruktions- und Ingenieurbüros und 
Prüfstellen – BLB NRW Köln / Justizzentrum Köln, Neubau / Planungsleistung für ein 
Sicherheitskonzept
OJ S 29/2024 09/02/2024
Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung - Änderungsbekanntmachung
Dienstleistungen

1. Beschaffer

1.1.  Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW Köln
E-Mail: BLBVergabe@blb.nrw.de
Rechtsform des Erwerbers: Öffentliches Unternehmen
Tätigkeit des öffentlichen Auftraggebers: Wirtschaftliche Angelegenheiten

2. Verfahren

2.1.  Verfahren
Titel: BLB NRW Köln / Justizzentrum Köln, Neubau / Planungsleistung für ein 
Sicherheitskonzept
Beschreibung: Planungsleistungen für die Erstellung eines Sicherheitskonzeptes
Kennung des Verfahrens: 4ad06dcd-a05a-4659-979c-e1d41da0a2d0
Interne Kennung: 025-24-00035
Verfahrensart: Verhandlungsverfahren mit vorheriger Veröffentlichung eines Aufrufs zum 
Wettbewerb/Verhandlungsverfahren

2.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71000000 Dienstleistungen von Architektur-, Konstruktions- und 
Ingenieurbüros und Prüfstellen

2.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Justizzentrum Köln Luxemburger Straße 101 
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50939
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Ort im betreffenden Land

2.1.4.  Allgemeine Informationen
Zusätzliche Informationen: Bekanntmachungs-ID: CXS7YYXY1NG19AM0 1. Die 
Vergabeunterlagen, insbesondere dieses Verfahrensleitfadens, Leistungsbeschreibung und 
Vordrucke sowie die Bekanntmachung müssen nach Erhalt/Download durch die Bieter auf 
Vollständigkeit und Lesbarkeit geprüft werden. Enthalten die Vergabeunterlagen oder die den 
Bietern mitgeteilten, übergebenen und zugänglich gemachten Unterlagen oder sonstigen 
Informationen Unklarheiten oder verstoßen diese gegen geltendes Recht, so weist der Bieter 
die Vergabestelle unverzüglich - spätestens jedoch mit der Angebotsabgabe - schriftlich 
darauf hin. Anderenfalls kann er sich auf die Unklarheiten oder die Rechtsverstöße nicht 
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berufen. Nicht aufgeklärte Unklarheiten hat der Bieter als von ihm zu tragende Risiken in sein 
Angebot einzukalkulieren. 2. Die geforderten Erklärungen sind mit den geforderten 
Nachweisen gemäß § 53 VgV ausschließlich elektronisch in Textform über das Bietertool der 
Vergabeplattform zu übersenden. Der Teilnahmeantrag muss dort bis zum Schlusstermin für 
den Eingang der Teilnahmeanträge eingegangen sein. Bei Nichtvorliegen des 
Teilnahmeantrags erfolgt der Ausschluss. Die Verfahrenssprache ist Deutsch. Sämtliche 
Unterlagen sind in deutscher Sprache vorzulegen. Bei fremdsprachigen Unterlagen sind 
beglaubigte Übersetzungen in die deutsche Sprache beizufügen. 3. Die Kommunikation in 
diesem Verfahren ist ausschließlich über den Kommunikationsbereich der Vergabeplattform 
zulässig. Kommunikation über andere Medien ist nicht zulässig und wird - aus Gründen der 
Verfahrensfairness - nicht beantwortet. 4. Der AG behält sich vor, die Zahl der Angebote, über 
die verhandelt wird, vor Eintritt in die Verhandlungen anhand der Bewertung der Erstangebote 
gemäß den im Vergabeverfahren definierten und bekannt gemachten Zuschlagskriterien und 
deren Gewichtung zu reduzieren. Der AG wird dann maximal drei Bieter zu den 
Verhandlungen einladen. Bieter, die der AG im Anschluss an die Bewertung der Erstangebote 
in diesem Fall nicht zu Verhandlungen einlädt, müssen nicht endgültig vom Verfahren aus-
geschlossen werden. Sie können als "Reservebieter" im Verfahren belassen werden. Der AG 
behält sich vor, einzelne Reservebieter wieder in das Verhandlungsverfahren einzubeziehen, 
wenn im weiteren Verfahren Bieter von der Fortsetzung des Verfahrens Abstand nehmen oder 
kein oder ein auszuschließendes Angebot abgeben. Der AG kann in diesem Fall einzelne 
Reservebieter zur weiteren Teilnahme am Verfahren "nachnominieren". Diese 
Nachnominierung erfolgt anhand der definierten und bekannt gemachten Zuschlagskriterien, 
das heißt die Nachnominierung erfolgt nach der Rangfolge der Bewertung der Erstangebote. 
Der AG im Falle einer Nachnominierung dafür Sorge tragen, dass etwaige Reservebieter 
denselben Verfahrens- und Informationsstand erreichen. 5. Bei der Auftragsbearbeitung sind 
für die Verarbeitung personenbezogener Daten die Bestimmungen zum Datenschutz, 
insbesondere der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) einzuhalten. 6. Die Vorgaben 
des TVgG NRW zu den Bereichen Mindestlohn und Tariftreue, sind zwingend zu 
berücksichtigende Ausführungsbedingungen i. S. v. §§ 128 Abs. 2 i. V. m. 129 GWB. Die 
besonderen Vertragsbedingungen werden Bestandteil des Vertrages. 7. Hingewiesen wird auf 
die Korruptionspräventionen, denen sich der BLB NRW unterworfen hat; diese finden sich 
unter:  Einem rechtskonformen Handeln http://www.blb.nrw.de/BLB_Hauptauftritt/Compliance/.
unterwirft sich auch der Bewerber / Auftragnehmer. 8. Hinweis - Auszug aus dem 
Wettbewerbsregister Der BLB NRW ist als öffentlicher Auftraggeber gesetzlich verpflichtet, ab 
einer Auftragssumme von 30.000 EUR netto über den Bieter, auf dessen Angebot der 
Zuschlag erfolgen soll, eine Auskunft aus dem Wettbewerbsregister nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
des Wettbewerbsregistergesetzes einzuholen. Für die Abfrage beim Bundesamt für Justiz 
werden bestimmte Daten benötigt, die dem BLB NRW teilweise nicht vorliegen und daher 
abgefragt werden müssen. Die Einholung einer Auskunft aus dem Wettbewerbsregister erfolgt 
nur im Hinblick auf den Bieter, auf dessen Angebot der Zuschlag erfolgen soll oder sofern im 
Hinblick auf die Eigenerklärungen zu den Ausschlussgründen nach §§ 123, 124 GWB Zweifel 
an deren Richtigkeit bestehen und diese Zweifel mit der entsprechenden Abfrage ausgeräumt 
werden können. Im Sinne des Datenschutzes ist die Angabe der Daten entsprechend dem 
Formblatt auf der nächsten Seite mit dem Angebot nicht erforderlich. Die Angaben können 
jedoch freiwillig erfolgen. Ob die Angabe mitsamt dem Angebot erfolgt, hat keinen Einfluss auf 
die Bewertung des Angebots. Wenn Sie die Angabe bereits mit dem Angebot machen wollen, 
bitten wir zur Gewährleistung der Vollständigkeit der Daten, das Formblatt auf der nächsten 
Seite zu verwenden. ZUSCHLAGSKRITERIEN Die Bewertung der Angebote erfolgt nach den 
folgenden Zuschlagskriterien sowie Gewichtungen: 1. Honorar / Preis: 30 % Bewertet wird die 
Höhe des angebotenen Gesamthonorars gem. Leistungsbild mit Honorarübersicht [in EUR 
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brutto] 2. Leistung: 70 % 2.1 Qualifikation und Erfahrung des angebo-tenen Projektteams: 
Projektleiter; Qualifikation und Erfahrung des angebo-tenen Projektteams: stellvertretender 
Projektleiter 2.2 Projektorganisationskonzept 2.3 Konzept zur Leistungserbringung
Rechtsgrundlage: 
Richtlinie 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Ausschlussgründe
Der Zahlungsunfähigkeit vergleichbare Lage gemäß nationaler Rechtsvorschriften: Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Konkurs: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Korruption: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Vergleichsverfahren: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB
Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs: 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe 
nach §§ 123 bis 126 GWB
Betrugsbekämpfung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Zahlungsunfähigkeit: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verwaltung der Vermögenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Falsche Angaben, verweigerte Informationen, die nicht in der Lage sind, die erforderlichen 
Unterlagen vorzulegen, und haben vertrauliche Informationen über dieses Verfahren erhalten.: 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Zwingende bzw. 
fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Schwere Verfehlung im Rahmen der beruflichen Tätigkeit: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Zwingende 
bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstoß gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative 
Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach 
§§ 123 bis 126 GWB
Einstellung der gewerblichen Tätigkeit: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 
123 bis 126 GWB
Entrichtung von Steuern: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 
GWB
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten: 
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 bis 126 GWB
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5. Los

5.1.  Los: LOT-0001
Titel: BLB NRW Köln / Justizzentrum Köln, Neubau / Planungsleistung für ein 
Sicherheitskonzept
Beschreibung: Das Justizzentrum Köln ist mit rund 1.800 Bediensteten das größte 
Gerichtszentrum Nordrhein-Westfalens. Die bauliche Substanz der bestehenden 
Justizgebäude an der Luxemburger Straße 101 in Köln weist erhebliche Mängel auf, die den 
Weiterbetrieb auf absehbare Zeit unmöglich machen. Auch die technische Ausstattung ist 
mittlerweile veraltet und entspricht nicht mehr den aktuellen Anforderungen an ein 
Justizgebäude und an den Klimaschutz. Die Anforderungen an das Kölner Justizzentrum 
haben sich in den letzten 40 Jahren stark verändert. Insbesondere ist durch eine höhere 
Anzahl an Gerichtsverfahren ein deutlich größerer Flächenbedarf entstanden. Neben diesen 
Gründen erfordern auch die unbefriedigende städtebauliche Situation und die Planung zur 
Erweiterung des Inneren Grüngürtels Köln eine Neuordnung des Areals und einen Neubau 
des Gebäudekomplexes für das Landgericht Köln, das Amtsgericht Köln und die 
Staatsanwaltschaft Köln. Über den städtebaulichen Wettbewerb "Neubau Justizzentrum Köln", 
der Ende 2022 entschieden wurde, wurde bereits die städtebauliche Grundfigur geklärt. Auf 
dieser Grundlage wird nun ein Wettbewerb gem. RPW 2013 ausgelobt, der die konkrete 
architektonische und freiraumplanerische Ausgestaltung zur Aufgabe hat. Über den 
Wettbewerb sollen Planungspartnerinnen und Planungspartner für die Realisierung des 
identitätsstiftenden Stadtbausteins mit insgesamt ca. 150.000 qm BGF (bzw. 42.000 qm 
Nutzfläche ohne Stellplatz-, Technik- und Verkehrsflächen) gefunden werden. Neben den 
hohen funktionalen, architektonischen und freiraumplanerischen Anforderungen sind bereits in 
der frühen Planungsphase anspruchsvolle Zielvorgaben zum energieeffizienten und 
nachhaltigen Bauen zu berücksichtigen.
Interne Kennung: 025-24-00035

5.1.1.  Zweck
Art des Auftrags: Dienstleistungen
Haupteinstufung (cpv): 71000000 Dienstleistungen von Architektur-, Konstruktions- und 
Ingenieurbüros und Prüfstellen
Optionen: 
Beschreibung der Optionen: Es erfolgt eine stufenweise Beauftragung. Mit Auftragserteilung 
werden die Leistungsbausteine 1_Grundlagenermittlung und 2_Sicherheits-Konzepterstellung 
beauftragt. Weiterhin behält sich der Auftraggeber vor, erforderliche weitere 
Leistungsbausteine optional zu übertragen.

5.1.2.  Erfüllungsort
Postanschrift: Justizzentrum Köln Luxemburger Straße 101 
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50939
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Ort im betreffenden Land

5.1.4.  Verlängerung
Maximale Verlängerungen: 0

5.1.6.  Allgemeine Informationen
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Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausführung eingesetzten 
Personals sind anzugeben: Erforderlich für das Angebot
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fällt unter das Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: ja
Zusätzliche Informationen: #Besonders geeignet für:freelance#

5.1.7.  Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9.  Eignungskriterien
Kriterium: 
Art: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Auswahlkriteriums: - Berufs- oder Betriebshaftpflichtversicherung 
MINDSTANFORDERUNG: Die Versicherung muss mindestens folgenden Bedingungen 
entsprechen: Deckungssumme je Schadenfall für Personenschäden 1.000.000 EUR und 
Deckungssumme je Schadenfall für sonstige Schäden 1.000.000 EUR Die Versicherung muss 
mindestens zweifach maximiert sein bei natürlichen Personen bzw. mindestens dreifach 
maximiert bei juristischen Personen. Das Bestehen des Versicherungsschutzes ist innerhalb 
von zwei Wochen nach Zuschlagserteilung durch Vorlage der Kopie des 
Versicherungsscheins gegenüber dem Auftraggeber nachzuweisen. - Angaben zum 
Gesamtumsatz in den letzten drei Geschäftsjahren - Angaben zum Umsatz für Leistungen, die 
mit der gegenständlichen Dienstleistung vergleichbar sind in den letzten drei Jahren 
MINDESTANFORDERUNG: Umsatz durchschnittlich mind. 100.000,00 EUR netto p.a. - 
Angaben zu vorhandenen Arbeitskräften Mitarbeiteranzahl im Durchschnitt der letzten 3 Jahre 
(Mitarbeiter mit Studienab-schluss der Fachrichtung Architektur, Bauingenieurwesen, 
Elektrotechnik oder vergleichbare mit mindestens 10 Jahren Berufserfahrung) 
MINDESTANFORDERUNG: Eine durchschnittliche Anzahl von zwei Mitarbeitern mit 
Studienabschluss der Fachrichtung Architektur, Bauingenieurwesen, Elektrotechnik oder 
vergleichbar mit mindestens 10 Jahren Berufserfahrung im Bereich der Fachplanerleistungen 
"Sicherheitskonzept" aus den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren. Sofern der 
Bewerber sich bei der Einreichung von Nachweisen zu Umsätze / Arbeitskräfte auf 
Nachunternehmer/Unterauftragnehmer beruft, sind von diesen einzureichen: - 
Verpflichtungserklärung anderer Unternehmer
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen

Kriterium: 
Art: Sonstiges
Bezeichnung: Sonstiges
Beschreibung des Auswahlkriteriums: - Eigenerklärung über das Nichtvorliegen von 
Ausschlussgründen gemäß §§ 123, 124 GWB - Eigenerklärung zur VERORDNUNG (EU) 2022
/576 DES RATES vom 8. April 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 833/2014 über 
restriktive Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine 
destabilisieren (Art. 5k EU-VO Nr. 833/2014) - Eigenerklärung zu § 22 des Gesetzes über die 
unternehmermischen Sorg-faltspflichten zur Vermeidung von Menschenrechtsverletzungen in 
Lieferketten (Lieferkettensorgfaltspflichtgesetzt - LkSG)
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
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Kriterium: 
Art: Eignung zur Berufsausübung
Bezeichnung: Eignung zur Berufsausübung
Beschreibung des Auswahlkriteriums: - Zugelassen ist, wer nach den Architektengesetzen 
oder Ingenieurgesetzen der Länder berechtigt ist, die Berufsbezeichnung Architekt oder 
Beratender Ingenieur/ Ingenieur zu tragen oder nach den EG-Richtlinien, insbesondere der 
Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung der Diplome berechtigt ist, in der Bundesrepublik 
Deutschland als Architekt oder als Beratender Ingenieur/ Ingenieur tätig zu werden. Juristische 
Personen sind als Auftragnehmer zugelassen, wenn sie für die Durchführung der Aufgabe 
einen entsprechenden Architekten oder Beratenden Ingenieur/ Ingenieur benennen. - 
Handels- oder Berufsregisterauszug, nicht älter als sechs Monate (zum Zeitpunkt der 
Angebotsabgabe). Ausländische Bieter haben gleichwertige Bescheinigungen nach den 
Vorschriften ihres Herkunftslandes vorzulegen. Diese sind zwingend ins Deutsche zu 
übersetzen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen

Kriterium: 
Art: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Bezeichnung: Technische und berufliche Leistungsfähigkeit
Beschreibung des Auswahlkriteriums: Referenzen / Referenzprojekte 
MINDESTANFORDERUNG: - drei Referenzen aus dem Bereich der Fachplanerleistungen 
"Sicherheitskonzept" - Fachplanerleistungen "Sicherheitskonzept" für vergleichbare Objekte 
mit min-destens erhöhten SIcherheitsanforderungen. Zu den vergleichbaren Objekten zählen 
insbesondere: Parlaments- oder Gerichtsgebäude, Botschaftsgebäude, sonstige 
Regierungsgebäude, Infrastrukturprojekte (z. B. Flughäfen), Justizvollzugsanstalten, 
Rechenzentren - Leistungsbeginn ab dem 01.01.2014 - Projektvolumen in der Kostengruppe 
300 mindestens 20 Mio. EUR brutto und in der Kostengruppe 400 mindestens 7 Mio. EUR 
brutto nach DIN 276-1:2008-12 - Die Referenzen müssen mindestens die 
Fachplanerleistungen "Sicherheitskon-zept" in den Leistungsphasen 1 (Grundlagenermittlung) 
bis 3 (Entwurfsplanung) zum Leistungsbild "Sicherheitskonzept" umfassen.
Anhand der Kriterien werden die Bewerber ausgewählt, die zur zweiten Phase des Verfahrens 
eingeladen werden sollen
Informationen über die zweite Phase eines zweiphasigen Verfahrens: 
Mindestzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 3
Höchstzahl der zur zweiten Phase des Verfahrens einzuladenden Bewerber: 5
Der Erwerber behält sich das Recht vor, den Auftrag aufgrund der ursprünglichen Angebote 
ohne weitere Verhandlungen zu vergeben

5.1.11.  Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfügbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice
/CXS7YYXY1NG19AM0/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal: 
URL: https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice/CXS7YYXY1NG19AM0

5.1.12.  Bedingungen für die Auftragsvergabe
Bedingungen für die Einreichung: 
Elektronische Einreichung: Erforderlich

https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice/CXS7YYXY1NG19AM0/documents
https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice/CXS7YYXY1NG19AM0/documents
https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice/CXS7YYXY1NG19AM0
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Adresse für die Einreichung: https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice
/CXS7YYXY1NG19AM0
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeanträge eingereicht werden können: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulässig
Varianten: Nicht zulässig
Die Bieter können mehrere Angebote einreichen: Nicht zulässig
Frist für den Eingang der Teilnahmeanträge: 07/03/2024 12:00:00 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Dauer, während der das Angebot gültig bleiben muss: 161 $name_timeperiod.
DAYS_PLURAL_deu
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist ergänzt werden können: 
Nach Ermessen des Käufers können alle fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf 
nachgereicht werden.
Zusätzliche Informationen: Der AG weist des Weiteren darauf hin, dass er sich das Recht 
vorbehält, Aufklärungen nach § 15 Abs. 5 VgV sowie Nachforderungen bezüglich fehlender, 
fehlerhafter oder unvollständiger leistungsbezoge-ner und unternehmensbezogener 
Unterlagen, die nicht die Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der 
Zuschlagskriterien betreffen, nach § 56 Abs. 2 VgV vorzunehmen. Die Bieter haben aus-
drücklich kein Recht auf die Durchführung einer Aufklärung oder Nachforderung im oben 
genannten Sinne. Die Vergabestelle wird die vergaberechtlichen Grundsätze - insbesondere 
Gleichbehandlung und Transparenz - stets angemessen berücksichtigen.
Auftragsbedingungen: 
Die Auftragsausführung muss im Rahmen von Programmen für geschützte 
Beschäftigungsverhältnisse erfolgen: Nein
Bedingungen für die Ausführung des Auftrags: Wird der Auftrag einer Bieter- bzw. 
Bewerbergemeinschaft erteilt, so ist diese in eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter zu überführen.
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Aufträge werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja
Von einer Bietergemeinschaft, die den Zuschlag erhält, anzunehmende Rechtsform: 
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Vertreter

5.1.15.  Techniken
Rahmenvereinbarung: 
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen über das dynamische Beschaffungssystem: 
Kein dynamisches Beschaffungssystem
Elektronische Auktion: nein

5.1.16.  Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
Überprüfungsstelle: Vergabekammer Rheinland, c/o Bezirksregierung Köln·
Informationen über die Überprüfungsfristen: Etwaige Verfahrensrügen sind eindeutig als 
solche zu kennzeichnen. Auf die Rügepflichten des Bieters nach § 160 Abs. 3 GWB wird 
ausdrücklich hingewiesen. Außerdem weist die Vergabestelle ausdrücklich auf die 
Rechtsbehelfsfrist des § 160 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB hin. Danach ist ein Antrag auf 
Nachprüfung unzulässig, soweit nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge 
nicht abhelfen zu wollen, mehr als 15 Kalendertage vergangen sind.
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt: Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW Köln

https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice/CXS7YYXY1NG19AM0
https://evergabe.blb.nrw.de/Vergabe/notice/CXS7YYXY1NG19AM0
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Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt: Bau- und 
Liegenschaftsbetrieb NRW - Justiziariat
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt: Vergabesatellit BLB NRW
TED eSender: Beschaffungsamt des BMI

8. Organisationen

8.1.  ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW Köln
Registrierungsnummer: 05111-32003-71
Postanschrift: Domstr. 55-73
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50668
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Einkauf und Vertragsmanagement
E-Mail: BLBVergabe@blb.nrw.de
Telefon: +49 0
Fax: +49 0
Rollen dieser Organisation: 
Beschaffer

8.1.  ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW Köln
Registrierungsnummer: 05111-32003-71
Postanschrift: Domstr. 55-73
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50668
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
Kontaktperson: Einkauf und Vertragsmanagement
E-Mail: BLBVergabe@blb.nrw.de
Telefon: +49 0
Fax: +49 0
Rollen dieser Organisation: 
Organisation, die zusätzliche Informationen über das Vergabeverfahren bereitstellt

8.1.  ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW - Justiziariat
Registrierungsnummer: 05111-32003-71
Postanschrift: 48145
Stadt: Münster
Postleitzahl: 48145
Land, Gliederung (NUTS): Düsseldorf, Kreisfreie Stadt (DEA11)
Land: Deutschland
E-Mail: BLBVergabe@blb.nrw.de
Telefon: +49 0
Fax: +49 21161700174
Rollen dieser Organisation: 
Organisation, die weitere Informationen für die Nachprüfungsverfahren bereitstellt

mailto:BLBVergabe@blb.nrw.de
mailto:BLBVergabe@blb.nrw.de
mailto:BLBVergabe@blb.nrw.de
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8.1.
 
ORG-0004
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Rheinland, c/o Bezirksregierung Köln·
Registrierungsnummer: t:02211473055
Postanschrift: Zeughausstraße 2-10
Stadt: Köln
Postleitzahl: 50667
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
Telefon: +49 0
Fax: +49 221-1472889
Rollen dieser Organisation: 
Überprüfungsstelle

8.1.  ORG-0005
Offizielle Bezeichnung: Vergabesatellit BLB NRW
Registrierungsnummer: 05111-32003-71
Postanschrift: http://www.blb.nrw.de
Stadt: Köln
Postleitzahl: 0
Land, Gliederung (NUTS): Köln, Kreisfreie Stadt (DEA23)
Land: Deutschland
E-Mail: BLBVergabe@blb.nrw.de
Telefon: +49 0
Fax: +49 0
Rollen dieser Organisation: 
Organisation, die Teilnahmeanträge entgegennimmt

8.1.  ORG-0006
Offizielle Bezeichnung: Beschaffungsamt des BMI
Registrierungsnummer: 994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation: 
TED eSender

10. Änderung

Fassung der zu ändernden vorigen Bekanntmachung
: 
0520114e-21c6-4ef6-be6d-eb1dd9fc48ed-01
Hauptgrund für die Änderung
: 
Korrektur – Beschaffer

10.1.  Änderung

mailto:VKRheinland@bezreg-koeln.nrw.de
http://www.blb.nrw.de
mailto:BLBVergabe@blb.nrw.de
mailto:esender_hub@bescha.bund.de
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Beschreibung der Änderungen: Ergänzung des rechnerischen Multiplikationsfaktors
Änderung der Auftragsunterlagen am: 07/02/2024

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: e8cb6833-d7d2-4889-8b0c-419bcbed6f79  -  01
Formulartyp: Wettbewerb
Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung – Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16
Datum der Übermittlung der Bekanntmachung: 07/02/2024 18:29:10 (UTC+01:00) 
Mitteleuropäische Zeit, Westeuropäische Sommerzeit
Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfügbar ist: Deutsch
Veröffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 86162-2024
ABl. S – Nummer der Ausgabe: 29/2024
Datum der Veröffentlichung: 09/02/2024
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